
Die jüdische Gemeinde in Vallendar vor
dem Aufkommen des Nationalso zialismus

von Dr. Bertram Resmini

Als Wohnort bot Vallendar den jüdi
schen Mitbürgern vom 15. bis zum aus-

gehenden 19. Jahrhundert einige un-
übersehbare Vorteile, weshalb sich für
das starke Wachstum der jüdischen Ge-
meinde am Oft in den wirtschaftlichen
und politischen Faktoren eine natürliche
Erklärung findet. Vor 1800 dürften
hierbei die politischen Verhältnisse
entscheidend gewesen sein. Bis dahin
standen alle hier ansässigen Juden unter
dem Schutz und Geleit der Trierer Erz-
bischöfe, da hier diese Kurfürsten schon
vor Ankauf der Sayner Hälfte von Val-
lendar 1769 das ausschließliche Juden-
geleitsrecht besessenen und die Auf-
nahmegebühren der benachbarten Say-
ner Grafen für Juden im 1 8. Jahrhundert
schwindelerregende Höhen erreicht
hatten. Verglichen mit den unsicheren,

oft von der Willkür und dem Geldbe-

dtirfnis einer einzigen Person abhängen-

den Verhältnissen in den kleineren welt-
lichen Territorien des vorderen Wester-

waldes bot der Trierer Kurstaat und sei-
ne, durch die Landstände und durch das

Domkapitel kontrollierte Verwaltung,
den Juden wenigstens die Sicherheit der

Person, obgleich auch er in den in ihm
ansässigen Juden vordergründig nur die
finanziellen Ausbeutungsmöglichkeiten
sah. Ein weiterer, seit 1800 sich ver-
stärkender Anreiz zur Niederlassung lag

in der damaligen Wirtschaftslage der

Stadt Vallendar, die vor dem Ausbau des

Eisenbahnnetzes und vor dem Aufkom-
men der großen Rheinschlepper in weit
höherem Maße als heute das Tor zum
südlichen Westerwald bildete, deren

S chifferzunft Handelsverbindungen vor
allem zum Niederrhein und Köln pfl egte

und auf deren Märkten ein Großteil des

Westerwälder Viehs umgeschlagen
wurde. Das Berufsbild der zu Vallendar
ansässigen Juden orientierte sich deshalb

bis 1850 stark an diesem Viehhandel
und der auf ihm fußenden Weiterverar-
beitung durch das Schlachtergewerbe
undimFellhandel. Vonden elfhier 1807

nachzuweisenden jüdischen Familien
waren daher sieben imViehhandel tätig
und selbst 1923 wurden toch16 der 42
jüdischen Familienväter als Fellhändler,
Metzger oder Viehkaufl eute ausgewie-
sen. Diese Art des Lebensunterhalts
schloß zwar eine Marktlücke, die die
christliche Kaufmannschaft am Ort of-
fensichtlich nicht hinreichend ausfüllen
konnte oder mochte und sicherte den
Lebensunterhalt, scheint jedoch entge-
gen der landläufigen Ansichtkeine allzu
großen Gewinne abgeworfen za haben,
wie die Vallendarer Steuerlisten eindeu-
tig belegen. Zu größerem Vermögen
brachten es einzelne jüdische Familien
inVallendarerstnach 1850, als sie diese

beruflichen Traditionen aufgaben und
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als Fabrikanten, Kaufleute und Kleinun-
ternehmer an dem trühindustriellen
Aufschwung teilnehmen konnten.
Überlieferungen zur Geschichte der jü-
dischen Mitbürger vor 1750 sind eher
zufälliger Art. Aus den sporadischen
Erwähnungen lassen sich Hinweise we-
der auflhreZahl, noch aufihre religiöse
Organisation gewinnen. Jüdische Ein-
wohner werden hier seit 1333 erw?ihnt.

Nach 1486, als hier der Hufschmied und
T ier arztltzinger Wohnrechte erhielt, der

wegen seiner human- und veterinärme-
dizinischen Fähigkeiten zeitweilig auch
im Marstall des Kurfürsten tätig war,
läßt sich bis 1512 ein Anwachsen auf
sieben bis acht jüdische Familien ver-
folgen. Dagegen sind danach bis zum
1 7. Jahrhundeft keine weiterenjüdischen
Einwohner belegt. Im 18. Jahrhundert
kristallisieren sich hier etwa zehn bis
zwölf Familien mit etwa 50 Personen
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heraus, deren Nachkommen sich zumeist

das garze 1 9. Jahrhundert hindurch ver-
folgen lassen. Diesehätten sich daherim
20. Jahrhundert gegenüber der Mehr-
zahl derübrigenEinwohner der Stadt als

die eigentlichen Alteingesessenen be-

zeichaenkönnen. Sie erhielten nach 1 820

infolge des allgemeinen wirtschaftlichen
Aufschwungs der Stadt und der sich

allmählich herausbildenden Strukturen
der jüdischen Gemeinde am Ort durch
zahlreiche weitere jüdische Familien
Zuwachs. Bemerkenswerterweise be-

haupteten sich hier die jüdischen Reli-
gionsangehörigen bis etwa 1880 als die

zweitstärkste Konfessionsgruppe. Um
1900 dürfte dieiüdische Gemeinde mit
etwa 50 Familien
und annähernd 200
Personen ihre
Höchstzahl erreicht
haben. Danach sank
sie wieder infolge
derVerlagerungder
Wirtschaft auf 140

Mitglieder bis zum
Unheilsjahr 1933.

Das Zeitalter der
Emanzipation der
deutschen Juden
traf jedenfalls in
Vallendar auf eine
nicht allzu zaliJroi-
che, wirtschaftlich
leistungsschwache
und mit hohen
Sonderabgaben an

die Obrigkeit bela-
stete jüdische Ge-
meinde, der es an

eigentlichen Organisationsfoflnen marl-

gelte. Infolge der Lage Vallendars auf
dem rechten Rheinufer machte sich für
die dort ansässigen Juden diese Emanzi-
pation mit zeitlichen Verzögerungen und
vor 1846 nur in begrenztem Umfang
bemerkbar. Im Unterschied zu Koblenz,
wo die französische Verwaltung schon

bald nach 1194 die diskriminierenden
Beschränkungen für die Juden größten-

teils aufhob, lag Vallendar von 1794 bis
1801 zunächst im Hauptkampfgebiet
zwischen den Armeen der französischen

Republik und den unterschiedlichen
Reichskontingenten. Neben der Bevöl-
kerung allgemein, wurden die dort an-

sässigen Juden durch das Kriegsgesche-

hen in besonderem Maße geschädigt,

wie aus ihrer Eingabe an die kurtrieri-
sche Regierung 1796 zwecks Nachlaß

der Schutzgelder hervorgeht: Seit dem

Krieg, wo ohnehin all Mi,ßftilliges auf
tlen Jucl en fctl I et, v' o H tmcle I untl Wonde I

ols des Judert ein-iges Gex'erbe aerstö-
ret, v'ircl untertltinige Juclertschoffi rotr
bestrgtem Fleckert :,u ollert Frolutdetr
ttttd Bote tt giitt ge tt so lttt rt tn i t q.e ttt,tttt ttt'tt.

dcLJ3 ein jeder gezwuilgen ist, ,sich mit l8
Pfennigen in der Woche freiz.ukaufen.
Nach 180 I unterstand Vallendar dem

Herzogtum Nassau, einem Rheinbund-
staat. der die fianzösische Emanzipati-
onsgesetzgebung in seinem Gebiet nicht
durchführte. In ihm hielten sich der

staatliche Egoismus, der in den Juden

vomehmlich linanzielle Ausbeutungs-

objekte sah und deshalb deren hohen
Aufhahme- und Schutzgelder nicht be-

seitigte, und ein wohlwollender, von der

Aufklärung ab geleiteter Patriarchali smus

in etwa die Waage. Allerdings hatten die

Vallendarer Juden das G1ück, in dem

langjährigen Vallendarer Amtsverwal-
ter Koch einen verständnisvollen und
wohlmeinenden Sachwalter zu finden,
der z:ur Verbesserung ihrer Lage 1811

seiner Regierung riet: Sie haben alle
Anlagen zu guten Bürgern. Wenn sich

über die Juden zu Vallendar unter-
schiedliche Beurteilungen ergeben, so

rührt dies vor allem aus dem ihnen auf-
erle gten Zwang. Welche Verfolgungen
hatten die guten Leute nicht um des hl.

Werner willen in der Rheingegend aus'

zuhalten. Manverjage sie nichtvon dem

Boden, auf dem sie geboren wurden und
sie werden ihn wert halten.

Die Einverleibung Vallendars in das

preußische Königreich 1815 setzte den

äußerlichen Rahmen, der die Geschicke
der jüdischen Gemeinde auf über 100

Jahre maßgeblich beeinflußte. An dieser
Stelle kann hier nicht auf Einzelheiten
der preußischen Politik und Gesetzge-

bung gegenüber den jüdischen Einwoh-
nem und ihrem Antagonismus von kon-
servativen und ständischen Vorurteilen
sowie bürgerlichen und fortschrittlichen
Tendenzen eingegangen werden, deren
Erlasse bis etwa 1846 die jüdischen

Gemeinden wie Wechselbäder über-
schütteten, später aber sich verstärkt um
die rechtliche Gleichstellung der jüdi-
schen Bürger und ihrer Religionsge-
meinschaft bemühten.
Es füllt schwer. in diesen Jahrzehnten

von einer eigentli-
chenjüdischen Ge-
meinde zu Vallen-
dar zu sprechen, da

denjüdischen Ein-
wohnern die recht-
lichen und finanzi-
ellen Möglichkei-
ten zur Organisati-
on einer religiösen
Lokalgemeinde
noch weitgehend
fehlten. Sie ver-
fügte zwar seit
1795 über einen
Gebetssaal, der ge-

legentlich auch als

Synagogebezeich-
netwurde, undüber
einenFriedhof, den

bis 1840 ur"h di"
jüdischen Einwoh-
ner üJ Immendorf

benutzten. Was ihr jedoch abging, war
ihre religiöse Betreuung durch einen

Lehrer oder gar durch einen Rabbiner.

1811 berichtete Koch, daß sie keine
Korporation mit einem Vorsteher bilde-
ten, daßjedoch statt eines Rabbiners das

älteste Gemeindemitglied religiöse An-
ordnungen treffe, da wegen der Landes-
grer:r,e der Koblenzer Rabbiner nur in
Ausnahmefällen hinzugezogen werden

könne. Korporationsrecht und damit die

Möglichkeit zur Wahl eines Vorstandes

erhielt die Gemeinde 1821 durch die
preußische Gesetzgebung. Ebenso stellte

sowohl 1824 wie 1840 der Vallendarer
Bürgermeister fest, daß die jüdische

Gemeinde am Ort keiner Synagogenor-
ganisation angeschlossen sei, daß sie

das Bonner Oberrabbinat kaum heran-

ziehe und ihre religiösen Belange selbst

verwalte. Jedoch verfügte 1843 die in-

Teilansicht des alten Jüdischen Friedhofs Vallendar in Weitersburg

,:t,,§r:.i



BEITRi|GE ZUR JüDISCHEII GESCHICII,TE iN,.Rllß ÄND;p,§61Zir,r,,ir,,rr,r,r,i,,r.,.ir,rrrr,l,,il,r,,rr,r ,

zuischen,gerrachsene und allmählich
auc1.r u irtsehattlich elstarkte Gemeinde
bereits über.e ineu r on ihr -eeu'ählten und
be-so l deten Vorsirn ser oder Schullehrer,
del tleilich keine Strafgewalt über Ge-
meindeinit-slieder besaß. Damals wurde
der Gottesdienst allgemein noch in He-
briüsch gehalten, ledig-
lich bei der Aufnahme
der Jungen in die Ge-
meinde fand auch die
deutsche Sprache Ver-
wendung. Laut diesem
B ericht hatte damals bei
Bestattungen statt der
früheren Regellosigkeit
eine wohl dem christli-
chenZeremoniell ange-
näherte Trauerfeier mit
einer Ansprache des

Vorsängers am Grab
Eingang gefunden.
Im Vergleich zur Kob-
lenzer Judenschaft
brachte fü r die jüdischen
EinwohnerzuVallendar
die geographische Lage
des Ortes nochbis 1846

eine wesentliche
Schlechterstellung. Bis
zu diesem Zeitpunkt
blieben hier nämlich
einige diskriminierende
Verordnungen der frü-
heren Kurtrierer und Nassauer Regie-
rungen in Kraft. So mußte hier das Nie-
derlassungsrecht noch durch die Ge-
meinde verliehen werden, wenn auch
die aus der kurtrierischen Ara stammen-
den Rezeptionsgebühren von 67 Gulden
für jeden männlichen Juden, das jährli-
che Schutzgeld von elfGulden fürJuden
und von fünf Gulden für Jüdinnen, das

Neujahrsgeld von zwei Gulden und
schließlich das Beisassengeld von jähr-
lich drei Gulden 1821 aufgehoben wur-
den. Zunächst hatte derÜbergang an den
preußischen Staat für die zwölf jüdi
schen Familien zu Vallendar sogar zu
einer Abgabensteigerung von 109 Gul-
den im Jahr 1 8 1 5 auf 1 82 Gulden im Jahr
1821 geführt. Dennoch waren die Val-
lendarer Juden damals wesentlich bes-
ser gestellt als die jüdischen Einwohner
zu Bendorf; hatten sie doch mit der Auf-
nahme in die Gemeinde automatisch auch

Nutzungsrechte an den kommunalen
Einrichtungen und brauchten nicht die
praktisch unerschwinglichen Aufnah-
megelder von 1500 Gulden je Mann zu
entrichten, die in Bendorfbis nach 1 820

den weiteren Zuzag jidischer Familien
praktisch unterband.
In diesen Jahrzehnten vollzogen die jü-
dischen Einwohner zu Vallendar die
Annahme bürgerlicher Familiennamen.
1811 bemerkte Koch noch, daß immer
der älteste Sohn den Namen seines

Großvaters väterlicherseits und der
zweitälteste mütterlicherseits als Zuna-
me erhalte. Laut den Ausführungen des

Vallendarer Bürgermeisters 1 840 seien

die jüdischen Mitbürger am Ort hiervon
1832 abgegangen und hätten seitdem
ihren Kindern die von ihren Vätern ge-

führten Familiennamen gegeben.

Natärlich stellten die wirtschaftliche und
zahlenmäßige Beengtheit, das zumeist
identische berufliche Umfeld und damit
verbunden die gewerbliche Konkurrenz
untereinander sowie das zunächst weit-
gehendeFehlen von Außenimpulsen den

inneren Zusammenhalt der jüdischen
Gemeinde vor größere Belastungspro-
ben. Schon 1818 klagte der Vallendarer
Bürgermeister Die hie si ge Judens chaft
ist seit langern unter sich wegen der
Beitrcige zur Unterhaltung der Reisen-
den und der Schuld ihrer gebauten
Synagoge uneinig. Keiner will dem An-
dern fol g en und dahe r immer Disput und
am Ende Zank und Unordnung. Beson-
ders scheinen sie die dahin angenomme-
nen Fremden zurücksetzen zu wollen.

Dieser Streit fand 1826 bei der Aufnah-
me des Moses Salomon aus Horchheim
seinen Höhepunkt. A1s die kommunale
Verwaltung dessen Aufnahme befür-
wortete, verlangte die Kultusgemeinde
zunächst ein außergewöhnlich hohes
Aufnahmegeld von 35 Rtl., da Salomon

noch eine kranke Mutter
und eine blinde Schwester
zu versorgen habe. Da sie

diesen Anspruch bei der
bürgerlichen Verwaltung
nicht durchsetzen konnte,
bezichtigte sie Salomon
der mehrfachen Übertre-
tung des jüdischen Geset-
zes, der diese Vorwürfe mit
Hilfe des Bonner Oberab-
binats jedoch zurückwies.
Als weiteres Beispiel sol-
cher Querelen sei die Klage
von neun jüdischen Fami-
lienvätern 1842 erwähnt,
von denen sechs den Fa-
miliennamen Löb führlen,
daß die 1 837 aufdrei Jahre
gewählten Vorsteher we-
der zurücktreten, noch
Rechnung legen wollten.
Im Übrigen sei die Syn-
agoge einfach zu klein,
weshalb es während des

Gottesdienstes schon we-
gen der Plätze zwangsläu-

fig zuZank und Streit kommen müsse.

Würde man alle noch ausstehenden Gel-
der entrichten, gewinne man dadurch
einen Fonds für die Vergrößerung dieser
Synagoge.
Solche Belastungsproben innerhalb der
Gemeinde konntenjedoch vor allem dank
des religiösen Gemeinschaftsgefühls mit
eigenen Mitteln gemeistert werden. Be*
reits 1825 gründeten diejüdischen Ge-
meindemitglieder einen Verein zur Un-
terstützung der Armen, der für jedes

Mitglied ein Eintrittsgeld sowie monat-
liche Raten vorsah. Aus dieser Geldan-
sammlung sollten nach einer Ansparzeit
von zwei Jahren Leistungen an kranke
Vereinsmitglieder und an deren Famili-
en fließen. Auch waren ihre Mitglieder
zur Teilnahme an Bestattungen und an

Jahrgedächtnissen v erpflichtet. Zur
Verbesserung ihrer finanziellen Lage
tilgte die Gemeinde femer seit 1 826 durch
mehrjährige Umlagen die aus dem
Synagogenbau von 1795 stammende
Schuldenlast von 250 Rtl. und trug sich
dabei zunächst auch mit der Absicht,
diese Sonderleistungen nach der

Synagoge Vallendar nach 1945
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Schuldablösung beizubehalten und zur
S chaffung eines Vermögensfonds flir den

Neubau einer Synagoge zu verwenden.
Der 1856 schließlich durchgeführte
Neubau wurdezumZeugnis sowohl des

Opferwillens der jüdischen Kultusge-
meinde für die Verbesserung ihrer reli-
giösen Verhältnisse wie auch des Ver-
ständnisses der Vallendarer Öffentlich-
keit hierfür. Erforderlich wurde der Bau,
weil der in seinen Einzelheiten und be-
züglich seiner Lage unbekannte Zweck-
bau von 1795 auch den einfachsten Be-
dürfnissen nicht mehr genügte. Der Val-
lendarer Bürgermeister bezeichnete ihn
1853 als kleines, feuchtes und abgelege-
nes Zimmer und der Koblenzer
Landrat bemerkte wenig später
über ihn: Das gegenwcirtig als
Syna g o g e b enut zt e Lo kal i s t fe uc ht
und in einem schlechten, fir ein

Gotteshaus wenig würdigen Zu-
stand, dabeifär die jüdische Po-
pulation auch kaum räumlic h me hr
ausreichend. Für einen Neubau
setzte sich der für die Entwicklung
Vallendars in vieler Hinsicht ver-
dienstvolle Bürgermeister Schmitz
besonders ein, so als er 1853 sei-

ner vorgesetzten Behörde berich-
tete: Von dem Grundsatz ausge-
hend, daJ3 wir alle Brüder sind,
ermutigte ich die Juden, ichmnchte
ihnen Vorschlcige und das Resul-
tat lieferte das Zustandekommen

des anliegenden Beschlusses vom
21. Nov. lS52,wonachdie armen
Juden sich anheischig machten,

zur Erbauung einer kleinen Syn-

agoge sowie zur Bestreitung der
laufenden Kultusaus gaben eine
jcihrliche Umlage von 100 - 120

Rtl. aufzubring en. In Rücksicht der
Armut der hiesigen Israeliten war
ich über die Bereitwilligkeit nicht wenig
erstaunt, weil der aufzubringende Be-

trag die jcihrliche Klassensteuer dersel-
ben ilbersteigr. Abschließend bat er, der
Vallendarer Gemeinde eine Sammlung
bei den anderen jüdischen Kultusge-
meinden zu gestatten.

Sowohl diese Fürsorge des Bürgermei-
sters für seine jüdischen Mitbürger wie
die Neuerrichtung von Synagogen über-

haupt und die öffentlichen Kollekten
hierfür waren der hierzu maßgeblichen
Stelle, der Koblenzer Bezirksregierung,
ungewohnt. Reserviert bemerkte sie auf
die Eingabe des Bürgermeisters deshalb:

Wegen der nicht zu gestattenden Errich-
tung eigentlicher neuer Synagogen v gl.

Kamptz, Annalen Bd. 14 S. 88 ff. Doch
därfte dieses Verbot überhaupt und zu-
maldu rch die Verfassung ant iquiert sein.

H ausko llekten zum N eubau v on Syna g o -

genhabenindenJahren 1815 bis 1845
mit obri gkeitlicher B ewilli gun g fiinfrnal
stattgefunden und zwar immer für Syn-

ago gen auJ|erhalb de s Be zirks, wo ge gen

.fänf Gesuche fiir Gemeinden unseres

Bezirks ... abgeschlagen wurden. Den
Vorstellungen des Bürgermeisters je-
doch, denen der Landrat im Wesentli-
chen beitrat, stimmte 1 855 der Oberprä-
sident der Rheinprovinz zu und gestatte-

te auch die Kollekte, durch die die
Schuldenlast der jüdischen Gemeinde in

Ro.s e tte, Sr.rrzl,goge Val I ert d o r

erträglichen Grenzen gehalten werden
konnte.
Um den Bau überhaupt in Angriff neh-
men zu können, mußte die Kultusge-
meinde von dem Vallendarer Geschäfts-
mann Raffauf um500 Rtl. einenBauplatz
aus dem Privatvermögen ihrer Mitglie-
der ankaufen. Dies würde einem heuti-
gen Immobilienwert von etwa 180 000

DM. entsprechen. Der von dem nicht
unbekannten Architekten Nebel ent-
worfene und von Bürgermeister Schmitz
geleitete Bau wurde auf etwa 800 Rtl.,
heute etwa 330 000 DM., veranschlagt

und konnte nur dadurch finanzieft wer-
den, daß die Kultusgemeinde bei dem

wohlhabendsten der Vallendarer Kauf-

leute, dem späteren Zentrumsabgeord-
neten im Reichstag, Alexander Bender,
ein Kapital von 670 Rll. aufnahm. Hier-
bei haftete jedes Gemeindemitglied für
einen Teil dieser Schuld persönlich, die
begütertsten Mitglieder Moses Salomon
beispielsweise für 90 und Bermann
Scheye fär 60 Rtl. Voll Stolz konnte am
16. April 1856 der Grundstein gelegt
werden, bei der eine Urkunde auf Perga-
ment in einer Flasche beim Eingang der
künftigen Synagoge vergraben wurde,
deren Inhalt abschriftlich überliefert ist.
In ihr wird Gottes Segen auf das Werk
herabgefl eht, worauf der Bürgermeister
sie mit dem Stadtsiegel versah und alle

Mitglieder der Kultusgemeinde sie

unterzeichneten. Die Einweihung,
bei der die Thorarollen in feierli-
chem Umzug durch die Straßen
Vallendars getragen wurden, er-
folgteunter starkerBeteiligung der
Behörden, der christlichen Reli-
gionsvertreter und der gesamten

Vallendarer Bevölkerung. Um
1900 wurde die Synagoge noch-
mals umgebaut und erweitert, be-
hielt jedoch im wesentlichen ihre
trühere Architektur.
Letztlich gab die fertiggestellte
Synagoge auch den Ausschlag, daß

die Vallendarer Gemeinde zur
Synagogengemeinde d. h. zu ei-
ner, christlichen Pfarreien ver-
gleichbaren, sich weitgehend selbst

verwaltenden Kultusgemeinde
wurde, wie solche Einrichtungen
das preußische Gesetz von 1847

zur Bildung der Synagogenge-
meinden vorsah. Ursprünglich war
die preußische Regierung der An-
sicht gewesen, daß die jüdische

Gemeinde Vallendar hierzu zu un-
bemittelt sei und hatte deshalb bis

1 863 den Zusammenschluß der Bendor-
fer und Vallendarer Juden zu einer Kul-
tusgemeinde betrieben, war jedoch am
Widerstand beider Lokalgemeinden ge-

scheiten. Nach mehreren Überarbeitun-
gen wurde schließlich 1865 das Statut
der Synagogengemeinde Vallendar ge-

nehmigt, das wie bei den anderen jüdi-
schen Gemeinden im Rheinland,. einem
von den Gemeindemitgliedern gewähl-
ten Vorstand die Leitung in kirchlichen
und profanen Bereichen einräumte. Ne-
ben ihm hatten neun Repräsentanten
Aufgaben als Beratungs-, Prüfungs- und
Bewilligungsorgane. Im kleinstädtischen
Alltag freilich schienen ihre häufigen
Sitzungen eher gesellschaftlichen Wert
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zur Information und Unterhaltung zu

besitzen, wie dies in mehreren Be-

schwerden über sie deutlich wird.
Schon vor der Fertigstellung des Syn-

agogenstatuts wurde 1863 das Val-
lendarer Synagogenreglement erlassen,

das 1879 revidiert wurde, jedoch wei-

terhin die orthodoxen Elemente im
Synagogengottesdienstbetonte' Bis 1 930

galt daher die Vallendarer Gemeinde als

sehr konservativ. So berichtete noch

Herbert Scheye, daß selbst Koblenzer

Juden, die mit dem modernistischen

Gottesdienst ihrer Gemeinde nicht ein-

verstanden waren, die wesentlich orlho-

doxere Vallendarer Synagoge besucht

hätten.
Augenfällig ist im Synagogenreglement

ferner, daß es die Finanzierungsmög-
lichkeiten der Gemeinde durch die Ver-
teilung der Ehrenrechte beim Ausheben

und Aufrufen zur Thora wesentlich
einschränkte und den Kauf von Ehren-

plätzen nicht mehr vorsah. Der Haushalt

der jüdischen Gemeinde mußte nun im
wesentlichen durch Umlagen der einzel-

nen Familien aufgebracht werdet Zu

deren Maßstab diente die Schätzung der

Finanzbehörden für die iährlichen Ein-

kommenssteuer, so daß im Durchschnitt
jedes Gemeindemitglied jährlich zwei

Prozent seines Gesamtvermögens zum

Unterhalt des Kultus abgeben mußte.

Zuwendungen aus dem städtischen
Haushalt blieben die Ausnahme. Nur für
die Erteilung des jüdischen Religions-

unterrichts bezog die Kultusgemeinde

als sogenannte leistungsschwache Syn-

agogengemeinde einen städtischen Zu-

schuß, der 1908 vom Staatübernommen

wurde. Bei den Ausgaben Pflegte die

Bezahlung des Religionslehrers in der

Regel die Hälfte des verfügbaren Geldes

zu beanspruchen.

Im Gegensatz zur Ausstattung der Ge-

meinde mit einer der Feierlichkeit des

Gottesdienstes durchaus angepaßten

Synagoge und zu dem weitgehenden

Selbstverwaltungsrecht, erlaubten es ihr
die geringen Einkünfte nicht, auch für
das jüdische Schulwesen eine befriedi-
gende Lösung zu finden. 1825 besuch-

ten die 30 schulpflichtigen jüdischen

Kinder die christliche Schule am Ort

und erhielten lediglich den Religionsun-

terricht von einem eigenen, vom Bonner

Oberrabbiner als tüchtig bezeichneten

Lehrer, dessen schulische Qualifikation
jedoch, wie auch die der ihm nachfol-

genden, sich rasch ablösenden Lehrper-

sonen häufig in Frage gestellt wurde.

Dieser rasche Wechsel war vor allem

durch die geringe Besoldung bedingt, da

der jeweilige Lehrer infolge der be-

schränkten Verkehrsmöglichkeiten in
nur wenigen anderen Gemeinden diesen

Religionsunterricht ebenfalls erteilen

konnte und am Sabbat ohnehin in Val-
lendar anwesend sein mußte. Zw Bil-
dung einer wirklichen jüdischen Ele-

mentarschule zu Vallendar kam es 1855

durch die Anstellung des Lehrers Leo-

pold Dahl, der auch das staatliche

Lehrerexamen besaß. Ihm folgten nach

seiner Pensionierung zwei Hollitnder und

von 1879 bis 1887 ein Russe als Lehrer.

Dieser Schulbetrieb mußte jedoch nach

1887 eingestellt werden, so daß fortan

die jüdischen Kinder wieder die christli-
che Volksschule besuchten und daneben

10 bis 14 Wochenstunden Religionsun-

terricht durch den jüdischen Vorsänger

erhielten.

Die Homogenität der jüdischen Ge-

meinde, das Ansehen einzelner ihrer
Mitgliederbei der Bevölkerung, die sich

bis 1914 verstärkende Toleranz gegen-

über Minderheiten sowie weitere Um-
stände, wozu n icht zuletzt der gemeins a-

me Schulbesuch gehörte, vermitteln den

Eindruck, daß die jüdische Gemeinde in
der Kaiserzeit im bürgerlichen Leben

integriert und geachtet war. Dies bezeu-

gen auch die zahlreichen Schilderungen

älterer jüdischer Mitbürger, die dem

Schrecken des Holocaust entrinnen
konnten. Neben Äußerlichkeiten,- zwi-
schen 1900 und 1920 war einer der Val-
lendarer Stadtverordneten gewöhnlich
jüdischer Konfession - und abgesehen

von dem, laut den Vallendarer
Vereinsakten offensichtlich
zahlreichen Besuchs der jährli-
chen Theateraufführungen des

jüdischen Talmud - Thora Ver-
eins zwischen 1885 und 1910,

belegen diese Integration auch

ztsätzlich die Mitgliedschaft
zahlreicher Juden in den konfes-

sionell nicht gebundenen Gesel-

ligkeitsvereinen des 19. Jahr-

hunderts, auch solcher mit einem

wohl eher fiktiven Ertüchti-
gungszweck, also in den Rad-

fahr-, Turn-, Ruder- und Ge-

sangsvereinen. Unter dem Ge-

sichtspunkt der Integration der

Juden in der bürgerlichen Ge-

sellschaft wäre eine Studie über

die Vallendarer Vereinskultur

gewiß lohnenswert. Sie könnte bei-

spielsweise aufzeigen, warum in einem

der beiden Vallendarer Mälnergesang-

vereine sich zahlreiche jüdische Mitbür-
ger, in dem anderen dagegen überhaupt

keine finden, warum Isaak Loeb lang-
jähriges Mitglied des als hypernationali-

stisch und gelegentlich auch als Weg-

bereiter des Antisemitismus vemrfenen

Kriegervereins war, oder warum der äl-

teste Karnevalsverein am Ort, der nach

1933 seine heute nicht mehr nachzuwei-

sende Vereinschronik,,gesäubert und

arisiert" hat, 1899 Hermann Scheye nicht
nur zu seinem Präsidenten wählte, son-

dern dessen gerade geborenen Sohn

Herbert als Mitglied auf Lebenszeit auf-

nahm.
Obwohl unsere älteren christlichen und
jüdischen Mitbürger dies etwas anders

sehen, scheint bereits nach 1918 diese

Unbeschwertheit im U mgang mitei nan-

der nicht mehr im früheren Umfang ge-

herrscht zu haben, wie Einzelheiten zu-

mindest nahelegen. Während in der

christlichen Umwelt radikalere Kräfte
zunehmend Einfluß gewannen, obwohl

sich zu Vallendar vor 1933 kein Anzei-

chen für einen rassistisch begründeten

Antisemitismus findet, machten sich

unter den Juden, vielleicht als Reaktion
auf ihre nationalistische Umwelt, Ein-
flüsse des Zionismus bemerkbar. Außer

Herbert Scheye als dessen Protagoni-

sten am Mittelrhein, hatte er in der Val-
lendarer Gemeinde selbst vor 1933 zu-

nächst offensichtlich nur wenige An-
hänger. Erkennbar wird aber doch ein

Entfremdungsprozess zwischen beiden

Teilen der Bürgerschaft bereits vor dem

Aufkommen des Dritten Reichs.
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